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BMWE Oktober 2025 

Reform der EU-Vergaberichtlinien 

- Fragebogen zu EU-Präferenz - 

Für die anstehende Reform der EU-Vergaberichtlinien hat die EU-Kommission ange-

sichts der aktuellen geopolitischen Entwicklungen angekündigt, Kriterien für eine EU-

Präferenz für strategische Sektoren einzuführen, so etwa im Wettbewerbskompass 

vom 29. Januar 2025, im Deal für eine saubere Industrie vom 26. Februar 2025 oder 

in der Rede von Präsidentin von der Leyen zur Lage der Union am 10. September 

2025.  

Als Ausgestaltungsformen für eine solche EU-Präferenz kommen unterschiedliche 

Ansätze in Betracht:  

- Der Ausschluss oder die Benachteiligung von Bietern aus Drittstaaten an 

Vergabeverfahren von Auftraggebern aus der EU.  

- Sogenannte „local content“-Vorschriften zugunsten von Waren aus der EU, bei 

denen der Anteil eines Produktes mit Ursprung aus Drittstaaten beschränkt wird 

(siehe z. B. Art. 85 RL 2014/25/EU). Zudem gibt es Vorschriften, die den Anteil eines 

Produktes gezielt aus einem einzelnen Drittland beschränken (siehe z. B. Resilien-

zkriterien in Art. 25 Abs. 7 VO (EU) 2024/1735).  

Auch weitere Ausgestaltungen oder Mischformen sind denkbar. Zudem werden wei-

tere Begriffe verwendet (z. B. „made in EU“, „Buy European“, „Resilienzkriterien“). 

Maßnahmen zum Nachteil eines Bieters aus einem Drittstaat, mit dem eine internati-

onale Beschaffungsvereinbarung besteht (WTO-Beschaffungsabkommen1 oder 

Freihandelsabkommen) sind nach geltendem EU-Recht nicht erlaubt. Der Begriff der 

Drittstaaten soll im Folgenden dementsprechend auch so verstanden werden, dass 

er nur solche Staaten umfasst, mit denen keine internationale Beschaffungsvereinba-

rung besteht. 

Handlungsdruck in dieser Frage erzeugt auch die jüngste EuGH-Rechtsprechung. So 

hat der EuGH in seinen Urteilen Kolin (Rs C-652/22) und Qingdao (Rs C-266/22) 

entschieden, dass es in die ausschließliche Zuständigkeit der EU für die gemeinsame 

Handelspolitik fällt, den Zugang von Wirtschaftsteilnehmern aus Drittstaaten zu öffent-

lichen Vergabeverfahren der Mitgliedstaaten zu regeln. Die Mitgliedstaaten seien da-

her nicht befugt, insoweit gesetzgeberisch tätig zu werden oder verbindliche 

Rechtsakte mit allgemeiner Geltung zu erlassen. Soweit die EU keine entsprechenden 

Regelungen erlassen habe, sei es Sache der einzelnen Auftraggeber, im Einzelfall 

zu prüfen, ob Wirtschaftsteilnehmer aus Drittstaaten ohne internationale 

 
1 Vertragsparteien sind neben der Europäischen Union und ihren 27 Mitgliedstaaten Armenien, Australien, die 
niederländische Karibikinsel Aruba, Hongkong (China), Island, Israel, Japan, Kanada, Liechtenstein, Moldau, 
Montenegro, Neuseeland, Norwegen, die Schweiz, Singapur, Südkorea, Taiwan, Ukraine und die Vereinigten 
Staaten. 
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Beschaffungsvereinbarung zu einem öffentlichen Vergabeverfahren zugelassen wer-

den sollten. 

Mit den folgenden Fragen bitten wir Sie um Ihre Einschätzung zur Eignung von EU-

Präferenzregeln in Form eines Ausschlusses von Bietern aus Drittstaaten sowie von 

„local content“-Vorgaben. Dies soll der Bundesregierung dabei helfen, die Interessen 

öffentlicher Auftraggeber und Unternehmen aus Deutschland mit Blick auf Gesprä-

che und Verhandlungen zur Reform der EU-Vergaberichtlinien besser zu verstehen.  

Der Verein Deutscher Zementwerke (VDZ) bedankt sich für die vom BMWE gebotene 

Gelegenheit, eine Einschätzung zur anstehenden Reform der EU-Vergaberichtlinien 

abzugeben. Zu den hier diskutierten Regelungsaspekten nimmt er wie folgt Stellung: 

EU-Präferenz  

1) Halten Sie Regelungen zur EU-Präferenz auf EU-Ebene grundsätzlich für ziel-

führend (und praktikabel)?  

Angesichts der fehlenden Befugnis der EU-Mitgliedstaaten, eigene Regelungen für 

eine EU-Präferenz festzulegen und der möglicherweise mangelnden Wirksamkeit 

von Maßnahmen einzelner (privater) EU-Auftraggeber, hält der VDZ eine EU-weite 

Regelung zur EU-Präferenz für geboten und umsetzbar. Zu beachten ist auch die 

voraussichtlich große Wirksamkeit, die von einer dahingehend EU-weit koordinier-

ten Beschaffung der öffentlichen Hand ausgeht – dies gilt besonders für Bauinves-

titionen und ist damit für Zement und Beton sehr relevant. 

- Welche Ziele sollten mit derartigen EU-Präferenzregeln verfolgt werden? 

Der VDZ hält eine Kopplung von Local-Content-Vorgaben mit Anforderungen an die 

Klimafreundlichkeit der zu beschaffenden Waren und Dienstleistungen (z.B. gemes-

sen anhand der CO2-Emissionsintensität) für denkbar. Dies fördert einerseits den 

Erhalt, wenn nicht sogar die Stärkung strategisch wichtiger Sektoren und damit die 

Wettbewerbsfähigkeit und Resilienz Europas. Andererseits würde die öffentliche 

Hand dadurch gleichzeitig ihrer Verantwortung gerecht, die mit den EU Green Deal 

von ihr selbst angestrebte ökologische Transformation der Industrie durch eine ge-

zielte Förderung der Nachfrage nach klimafreundlichen Waren und Dienstleistun-

gen voranzubringen (vgl. den Industrial Decarbonisation Accelertor Act, IDAA, der 

EU-Kommission oder bzw. das BMWK-Konzept „Leitmärkte für klimafreundliche 

Grundstoffe“). 

- Wie bewerten Sie das Risiko von Gegenmaßnahmen von Drittstaaten nach ei-

nem Ausschluss ihrer Bieter, bzw. „local content“-Vorgaben durch die EU? 

Könnten verpflichtende EU-Präferenzregeln den Zugang deutscher Unterneh-

men zu den Beschaffungsmärkten in Drittstaaten gefährden? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Wie schätzen Sie den mit EU-Präferenzregeln verbundenen Verwaltungsauf-

wand für Unternehmen und Auftraggeber ein? 

https://www.europarl.europa.eu/legislative-train/theme-a-new-plan-for-europe-s-sustainable-prosperity-and-competitiveness/file-industrial-decarbonisation-accelerator-act
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Klimaschutz/leitmaerkte-fuer-klimafreundliche-grundstoffe.html
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Publikationen/Klimaschutz/leitmaerkte-fuer-klimafreundliche-grundstoffe.html
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Der VDZ ist der Ansicht, dass die Dekarbonisierung von Zement, Beton und weiteren 

Branchen in der EU nur durch eine Kombination aus (finanzieller) Förderung und Ab-

sicherung produktionsbezogener CO2-Minderungsmaßnahmen (z.B. EU-Innovations-

fonds, Klimaschutzverträge, Bundesförderung Industrie und Klimaschutz, BIK, Infra-

struktur-De-Risking-Instrumente) und nachfrageseitigen Impulsen über die bevorzugte 

Beschaffung klimafreundlicher Grundstoffe gelingen kann. Die nachhaltige Beschaf-

fung von „grünen“ Produkten schafft erst eine wichtige Voraussetzung für die massiven 

Transformations-Investitionen der Industrie in Europa. Es gilt diese pragmatisch und 

bürokratiearm umzusetzen und bestehende Methoden und CO2-Klassifizierungssys-

teme zu nutzen. 

2) Mit Blick auf die möglichen Ausgestaltungsformen einer EU-Präferenz:  

a) Ausschluss von Bietern aus Drittstaaten 

- Wie bewerten Sie verbindliche EU-Regelungen, durch die Bieter aus Dritt-

staaten (mit denen keine internationale Beschaffungsvereinbarung besteht) 

von Vergabeverfahren von Auftraggebern aus der EU ausgeschlossen wer-

den? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Sollte der Ausschluss von Bietern aus Drittstaaten für die einzelnen Öffentli-

chen Auftraggeber freiwillig sein (so aktuelle Rechtslage nach Kolin-Urteil, 

vgl. oben) oder befürworten sie verbindliche Vorgaben auf EU-Ebene? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

-  Sollten Regelungen den Ausschluss von Drittstaatsbietern oder eine Be-

nachteiligung von Drittstaatsanbietern vorsehen (etwa im Rahmen der Ge-

wichtung der Zuschlagskriterien)? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Sollten EU-Präferenzregeln über allgemeine Regelungen Bieter aus sämt-

lichen Drittstaaten benachteiligen oder über gezielte Maßnahmen nur Bie-

ter aus bestimmten Drittstaaten? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Wie schätzen Sie mögliche Auswirkungen ein, dass infolge von Ausschlüssen 

von Drittstaatsanbietern der Wettbewerb verengt wird bzw. nicht genügend 

Angebote abgegeben werden? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

-  Wie bewerten sie den mit der Umsetzung des Bieterausschlusses verbunde-

nen bürokratischen Aufwand?  

Keine dezidierte Position vorhanden 
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- Wie schätzen Sie die Umgehungsgefahr ein, indem Bieter aus Drittstaaten 

ihre Produkte über Niederlassungen in der EU anbieten oder sich an EU-Un-

ternehmen beteiligen? 

Diese Gefahr ist real und sollte unbedingt adressiert werden. Entsprechende 

Maßnahmen dürfen jedoch keine unverhältnismäßig hohe Bürokratie verursa-

chen. 

Von der direkten Beteiligung von Bietern aus Drittstaaten ist die indirekte Betei-

ligung von Drittstaatsunternehmen an Vergabeverfahren zu unterscheiden. 

Die Anzahl indirekter Beteiligungen dürften in der EU höher sein als die direkten 

Beteiligungen durch Drittstaatsunternehmen. Unter den Begriff der indirekten Be-

teiligung kann die Teilnahme durch einen Bieter mit Sitz in der EU, der von einer 

Muttergesellschaft mit Sitz in einem Drittstaat kontrolliert wird oder durch 

einen Bieter mit Sitz in der EU, der einen Unterauftragnehmer aus einem Dritt-

staat einsetzt, gefasst werden. Auch sind Mehr- oder Minderheitsbeteiligun-

gen an EU-Bietern denkbar.  

- Wie bewerten Sie das Erfordernis eines Ausschlusses von indirekten Be-

teiligungen durch Drittstaatsunternehmen? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Wie wären verpflichtende Regelungen zum Ausschluss von indirekt beteiligten 

Drittstaatsunternehmen praktikabel umsetzbar? Wie bewerten Sie den hier-

mit verbundenen Verwaltungsaufwand (z. B. Nachweis über Sitz der Mutter-

gesellschaft, über Beteiligungsverhältnisse)? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

 

b). „Local content“-Vorschriften 

- Wie bewerten Sie verbindliche „local content“-Vorschriften, nach denen ein 

bestimmter Anteil an Produkten ihren Ursprung in der EU (oder in Ländern des 

GPA und entsprechenden Freihandelsabkommen) haben muss?  

Der VDZ sieht hierin eine vergleichbare kostengünstige und bürokratiearme Mög-

lichkeit, strategisch wichtige Industrien in Deutschland und der EU zu stärken. 

- Sollten „local content“-Vorschriften für die einzelnen öffentlichen Auftraggeber 

freiwillig oder verpflichtend anzuwenden sein? 

Aus Sicht des VDZ erhöht Verbindlichkeit grundsätzlich die Wirksamkeit entspre-

chender Maßnahmen, allerdings gilt es Vor- und Nachteile beider Varianten für 

eine pragmatische und bürokratiearme Umsetzung in den Mitgliedstaaten abzu-

wägen. 

- Sollte für ein Angebot, das die „local content“-Kriterien nicht erfüllt, der Aus-

schluss des Angebots oder nur eine Schlechterstellung des Angebots 

vorgesehen sein (etwa im Rahmen der Gewichtung der Zuschlagskriterien)? 
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Keine dezidierte Position vorhanden 

- Wie schätzen Sie die Gefahr ein, dass infolge von „local content“-Vorgaben 

der Wettbewerb verengt wird bzw. nicht genügend Angebote abgegeben 

werden? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Sollten Produkte aus der EU über allgemeine Präferenzregeln gegenüber 

Produkten aus sämtlichen Drittstaaten bevorzugt werden oder über ge-

zielte Maßnahmen nur gegenüber Produkten aus bestimmten Drittstaaten? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Wie bewerten Sie die Einführung von Vorschriften, bei denen der Anteil eines 

Produktes aus einem einzelnen Drittland beschränkt wird (sog. Resilienzkri-

terium, vgl. Art. 25 Abs. 7 VO (EU) 2024/1735)?  

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Wie bewerten Sie den bürokratischen Aufwand, der mit der Umsetzung ver-

bunden ist (z.B. Nachweise für den Ursprung von Produktelementen, Verfol-

gung der Lieferketten, umfangreiche Produktlisten)? Wie ließe sich dieser ge-

gebenenfalls sinnvoll begrenzen? Könnte es angesichts des mit EU-Präfe-

renzregeln verbundenen Verwaltungsaufwandes sinnvoll sein, EU-Präferenz-

regeln nur für größere Auftraggeber vorzusehen und kleine und mittlere Auf-

traggeber („KMAs“) auszunehmen? 

Ein solches Instrument sollte pragmatisch und bürokratiearm umgesetzt werden. 

Es sollte dadurch keine zusätzliche Komplexität entstehen, andernfalls drohen 

Vergabeverfahren sich zu verzögern und dringend notwendige Impulse in der 

Bauwirtschaft auszubleiben. 

 

3. Anwendungsbereich: Bestimmung der einschlägigen Sektoren 

Die Bestimmung der für die EU-Präferenz in Frage kommenden Sektoren bewegt 

sich in einem Spannungsfeld. Auf der einen Seite gilt es, den aktuellen geopoliti-

schen Entwicklungen Rechnung zu tragen und die Resilienz, Souveränität und 

Wettbewerbsfähigkeit der EU zu stärken. Auf der anderen Seite kann die Einfüh-

rung marktabschottender Maßnahmen den freien Handel weiter unter Druck setzen 

und einen erheblichen bürokratischen Aufwand für die öffentlichen Auftraggeber 

bedeuten. 

a) Wie bewerten Sie EU-Präferenzmaßnahmen in folgenden kritischen Sektoren? 

- Schutz von sicherheitsrelevanter kritischer Infrastruktur, 

- Sicherstellung der Verfügbarkeit kritischer Arzneimittel,  

- Absicherung der digitalen oder technologischen Souveränität der EU etwa 

beim Aufbau einer souveränen Cloud- und KI-Infrastruktur,  
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Keine dezidierte Position vorhanden 

Sehen Sie weitere kritische Sektoren, zu denen EU-Präferenzregeln erlassen 

werden sollten? 

Auch Rohstoffe zur Herstellung sonstiger nichtmetallischer Mineralerzeugnisse 

(NACE-Abteilung 26), darunter Zement und Beton, sollten in den EU-Präferenzre-

geln Berücksichtigung finden. 

Zement und Beton sind unverzichtbar für die Funktionsweise und Resilienz einer 

modernen Gesellschaft, die Schaffung von Wohnraum sowie von Infrastrukturen 

für Mobilität, Bildung, Gesundheit, Digitalisierung und Verteidigung. Darüber hin-

aus tragen sie zur Umsetzung wichtiger strategischer Projekte (z.B. gemäß EU 

Net Zero Industry Act (NZIA) oder dem deutschen Sondervermögen Infrastruktur 

und Klimaneutralität (SVIK) bei. 

b) Sehen Sie darüber hinaus eine Notwendigkeit, EU-Präferenz auch in strategi-

schen Sektoren einzuführen? Wie bewerten Sie EU-Präferenzmaßnahmen in 

folgenden strategischen Sektoren?  

- Stärkung der resilienten und diversifizierten Versorgung mit Netto-Null-Tech-

nologien (wie z.B. im NZIA in Art. 25 Abs. 7 VO (EU) 2024/1735), 

Aus Sicht der Zementindustrie sollte der Fokus von EU-Präferenzmaßnahmen vor 

allem auf der Anreizung von Leitmärkten für Zement und Beton liegen. Diese wür-

den dazu beitragen, den Markthochlauf und Business Case für die Produktion CO2-

armer Endprodukte in der EU zu fördern und die Transformation der Industrie vo-

ranzutreiben. 

- Anreizung von Leitmärkten für klimafreundlichen Stahl und Zement, 

Ja, unbedingt (s.o.) 

Es ist aus Sicht der Zementindustrie von großer Bedeutung, dass mit dem Gesetz-

entwurf nunmehr auch konsequent eine schnelle Unterstützung des Markthoch-

laufs nachhaltiger Grundstoffe geschaffen wird, um damit eine wichtige Vorausset-

zung für Investitionen in die Transformation CO2-intensiver Industrien zu bewirken. 

Um für mehr Transparenz hinsichtlich der Klimafreundlichkeit von Zement und Be-

ton zu sorgen, haben beide Branchen international anschlussfähige Gütezeichen 

entwickelt – das CSC-Label für Beton und das CCC-Label für Zement. Im Sinne 

konsistenter CO2-Klassifizierungssysteme, empfiehlt der VDZ, bei der möglichen 

Entwicklung EU-weiter Kriterien auf international bereits entwickelte Methodiken 

wie die der Global Cement and Concrete Association (GCCA) oder der Internatio-

nal Energy Agency (IEA) zurückzugreifen, auf denen auch das CSC- und CCC-

Label basieren. 

Sehen Sie weitere strategische Sektoren, zu denen EU-Präferenzregeln erlas-

sen werden sollten? 

Keine dezidierte Position vorhanden 
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c) Die EU-Kommission plant dem Vernehmen nach, für die Festlegung der für eine 

EU-Präferenz in Frage kommenden Sektoren die Kommissionsempfehlung 

C(2023) 6689 von Oktober 2023 zu kritischen Technologiebereichen für die 

Wirtschaftssicherheit der EU zugrunde zu legen (https://defence-industry-

space.ec.europa.eu/document/download/67446b95-3992-461b-a02a-

e9426d97626b_en?filename=C_2023_6689_1_DE_annexe_acte_auto-

nome_part1_v2_0.pdf). 

Die Empfehlung nennt folgende Technologiebereiche: 

Fortschrittliche Halbleitertechnologien, Technologien der Künstlichen Intelligenz, 

Quantentechnologien, Biotechnologien, Fortschrittliche Konnektivitäts-, Navigations- 

und Digitaltechnologien, Fortschrittliche Sensortechnologien, Weltraum- und Antriebs-

technologien, Energietechnologien, Robotik und autonome Systeme, Fortschrittliche 

Materialien sowie Fertigungs- und Recyclingtechnologien (zur näheren Konkretisierung 

der Bereiche siehe Kommissionsempfehlung C(2023) 6689). 

- Halten Sie eine EU-Präferenz in den genannten Sektoren für sinnvoll? Wenn 

ja, in welchen? 

Aus Sicht des VDZ fallen klimafreundlich (in der EU) hergestellte Zemente und Be-

tone in den Technologiebereich „Fortschrittliche Materialien sowie Fertigungs- und 

Recyclingtechnologien“. 

- Falls Sie eine EU-Präferenz in den genannten Sektoren für sinnvoll halten: 

Sollte diese als Bieterausschluss oder „local content“-Regel ausgestaltet 

sein? In welcher konkreten Ausgestaltung? 

Keine dezidierte Position vorhanden 

- Halten Sie eine EU-Präferenz in den genannten Sektoren für praktikabel? Wie 

bewerten Sie den Verwaltungsaufwand für Auftraggeber und Unternehmen 

mit Blick auf die einzelnen Sektoren?  

Keine dezidierte Position vorhanden 

 

 

Berlin, 21.10.2025 
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